
Sie hat es geschafft, zu Hause diese
Fotos wieder aufzuhängen. Eine Kin-
derhand ist darauf zu sehen, eine

blonde Zweijährige, die mit ihrer Puppen-
küche spielt. Daneben dasselbe Mädchen
im Kindergartenalter, strahlend, die Wan-
gen mit Lippenstift bemalt. „Das war unser
letzter Ausflug“, sagt die Mutter.

Martina S., 36, wird ihre Tochter nur
noch auf Fotos sehen. Die fünfjährige Talea
starb am 18. März in der Obhut einer be-
hördlich geprüften Pflegefamilie in Wup-
pertal. Das Jugendamt hatte sie dorthin ge-
bracht, damit es ihr besser gehe als zu Hau-
se. Ihre alleinerziehende Mutter sollte Zeit
für einen Alkoholentzug bekommen.

Es kam dramatisch anders. In dieser
Woche beginnt vor dem Landgericht Wup-
pertal der Prozess gegen Taleas 38-jährige
Pflegemutter. Sie soll das Kind, das mit
teils faustgroßen Blutergüssen übersät war,
laut Anklageschrift durch „Ersticken mit
der Hand oder einem unbekannten Ge-
genstand“ getötet haben. Taleas kleiner
Körper sei zudem „massiv“ unterkühlt
gewesen, da die Pflegemutter sie in eine
Badewanne mit kaltem Wasser gelegt
habe. Die Beschuldigte habe die Tat in
einer ersten Vernehmung bestritten, so 
ihr Verteidiger Michael Kaps. Angeklagt
gehört aus Sicht der leiblichen Eltern nicht
nur eine einzelne Frau, sondern ein gan-
zes System. Die Mutter und Taleas Vater

André R. fordern eine bessere Auswahl
und mehr Kontrolle von Pflegefamilien.
Taleas Tod müsse „alle aufrütteln, die in
Deutschland für Pflegekinder verantwort-
lich sind“, sagt Martina S.

Der Ruf nach mehr Schutz für Kinder,
die der Staat etwa nach Drogenproblemen,
Gewalt oder Vernachlässigung im Eltern-
haus in eine Pflegefamilie gibt, wird immer
lauter. Im Mai wurde am Landgericht
Braunschweig ein Sozialpädagoge aus Wer-
nigerode zu mehr als drei Jahren Frei-
heitsstrafe verurteilt, weil er nach Über-
zeugung der Richter zwei Pflegetöchter
und einen Pflegesohn jahrelang sexuell
missbraucht hatte. Seit dem Frühjahr er-
mittelt die Staatsanwaltschaft Ravensburg
gegen ein Pflegeeltern-Paar wegen des Ver-
dachts auf schwere Misshandlungen ihres
dreijährigen Schützlings. Im vergangenen
November verurteilte ein Schöffengericht
in Dortmund eine Pflegemutter zu zwei
Jahren auf Bewährung und Berufsverbot.
Sie soll Pflegekinder mit Mullbinden ans
Bett gefesselt und ihnen Brandwunden zu-
gefügt haben.

Schon im Oktober 2004 hatte der Bun-
desgerichtshof entschieden, Jugendämter
müssten künftig intensiver prüfen, wie Fa-
milien mit ihren Pflegekindern umgehen.
Zuvor war in Stuttgart ein Kind in einer
Pflegefamilie verhungert. Doch passiert ist
seitdem zu wenig.

Dabei gibt es meist Hinweise, von Nach-
barn, Ärzten oder aus Kindergärten. Auch
in Taleas Fall hatten Jugendamtsmitarbeiter
von Verletzungen des Mädchens erfahren,
aber sie forschten nicht gründlich nach,
machten keine Fotos, brachten es nicht zum
Arzt. Zwar konnte ihnen in zwei inzwi-
schen eingestellten Ermittlungsverfahren
strafrechtlich keine Mitschuld an Taleas Tod
nachgewiesen werden. Aber für den ermit-
telnden Staatsanwalt Heribert Kaune-Geb-
hardt ist das „ganz sicher kein Freibrief,
dass alle richtig gehandelt haben“. 

Auch viele unbescholtene Pflegeeltern
fordern inzwischen mehr Einsatz von den
Jugendämtern im Kampf gegen Mängel 
im System. „Der Staat versagt bei der
Betreuung von Pflegekindern und ihren
Familien“, klagt Ines Kurek-Bender, Vorsit-
zende der Landesgruppe Hessen des Bun-
desverbands der Pflege- und Adoptiv-
familien (Pfad). Taleas Vermittlung in ihre
Wuppertaler Pflegefamilie sei „eine ein-
zige Katastrophe“ gewesen. Eine, die sich
so oder ähnlich auch in anderen deutschen
Städten abspielen könnte.

So kam Talea eigentlich nur zur kurz-
zeitigen Pflege in eine sogenannte Bereit-
schaftspflegefamilie, blieb aber deutlich
länger als vorgesehen. Solche Verlänge-
rungen setzten die Familien oft extrem un-
ter Stress, würden von den Jugendämtern
jedoch häufig eingeplant, kritisiert Kurek-
Bender. Für die besonders anspruchsvolle
Bereitschaftspflege, bei der Kinder meist
als Notfall aufgenommen werden, dürften
zudem nur erfahrene oder sehr qualifi-
zierte Pflegeeltern ausgewählt werden. Ta-
leas Pflegemutter, die zuletzt als Sekretärin
in einer Wirtschaftskanzlei arbeitete, hat-
te aber noch nie ein Pflegekind betreut.

In der Familie, in der Talea starb, lebten
neben der Pflegemutter und ihrem zwei-
ten Ehemann noch eine eineinhalbjährige
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J U G E N D Ä M T E R

Eltern in vier Stunden
In Wuppertal beginnt der Prozess um den Tod eines Mädchens 

in einer Pflegefamilie. Der Fall ist ein Beispiel unter 
vielen für staatliches Versagen im Umgang mit Pflegeeltern.
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Haus der Pflegefamilie in Wuppertal, Opfer Talea: „Angeklagt gehört ein ganzes System“



gemeinsame Tochter und ein neunjäh-
riger Sohn aus erster Ehe der Frau. Ein
Windelkind braucht viel Aufmerksam-
keit. Deshalb sei es ein Unding, einer Fa-
milie mit einem so kleinen Kind zusätz-
lich ein Pflegekind zu vermitteln, argu-
mentiert Expertin Kurek-Bender. Der
Wuppertaler Jugendamtsleiter Dieter
Verst verteidigt die Entscheidung seiner
Mitarbeiter. Es gebe dazu keine verbind-
lichen Vorschriften.

„Wir brauchen mehr bun-
desweit einheitliche Stan-
dards für den Umgang mit
Pflegekindern“, fordert auch
Elisabeth Helming, Sozio-
login und Pflegekind-Fach-
frau beim Deutschen Jugend-
institut in München. Bislang
mache jede Kommune weit-
gehend, was sie wolle. Und
das ist allzu oft unzurei-
chend – bei der Auswahl,
aber auch bei der Begleitung
von Pflegefamilien durch
Fachleute.

Elke und Matthias Fritz-
sche aus der Nähe von Ham-
burg wurden 2006 im
Schnellverfahren zu Pflege-
eltern. Sie hätten sich zu 
einem vierstündigen Vorbe-
reitungskurs angemeldet,
„weil wir helfen wollten“, so die Eltern
von drei Kindern zwischen 10 und 19 
Jahren. Kurz nach Abschluss des „völlig
oberflächlichen“ Seminars seien ihnen
dann telefonisch zwei Pflegekinder ange-
boten worden. Zu diesem Zeitpunkt hatte
die Familie nach eigenen Angaben noch
nicht einmal einen Fragebogen zu persön-
lichen Verhältnissen und Einkommen aus-
gefüllt. 

„Total blauäugig“, sagt Elke Fritzsche,
habe sie zugesagt, 14 Tage später seien die
Kinder da gewesen: zwei Geschwister im
Alter von neun Monaten und zwei Jah-
ren. Es begann ein Familienexperiment,
das die Sprachlehrerin heute als „Kette
aus Überforderung, Missverständnissen
und Alleingelassenwerden“ beschreibt.
Von gestressten Jugendamtsmitarbeitern
habe sie keine fachliche Hilfe bekommen.
Nicht, als das ältere Pflegekind begonnen
habe, sich selbst und das Jüngere zu ver-
letzen. Nicht, als es die Tochter der Fami-
lie gewürgt habe. Seit dem Frühjahr leben
die Kinder in einer heilpädagogischen Ein-
richtung. Ein Sprecher des zuständigen
Landkreises Herzogtum Lauenburg be-
teuert, die „sehr schnelle Vermittlung in
die Pflegefamilie“ sei ein „absoluter Ein-
zelfall“ gewesen.

Elke Fritzsche („Wenn wir nicht die Not-
bremse gezogen hätten, wäre unsere eige-
ne Familie zerbrochen“) fordert eine ein-
jährige Ausbildung für Pflegeeltern, dazu
mehr Hilfen und Kontrollen von Jugend-
ämtern. Als sie ihre Hündin vom Tier-

schutzverein bekommen habe, hätten
zweimal unangemeldet die Vermittler vor
der Haustür gestanden. Bei den Pflege-
kindern habe niemand ohne Termin nach
dem Rechten geschaut. „Wer einen Hund
aus dem Tierheim holt, wird in Deutsch-
land besser kontrolliert als eine Pflege-
familie“, empört sie sich.

Natürlich gibt es auch viele Jugend-
amtsmitarbeiter, die sich mit Sachkennt-
nis und persönlichem Einsatz um Pflege-

kinder und Pflegeeltern kümmern. Aber
deren Arbeit wird nach Ansicht von Ex-
perten durch mehrere Entwicklungen er-
schwert:
• Immer mehr ältere Pflegekinder mit

starken Entwicklungsstörungen und
Traumatisierungen sollen vermittelt wer-
den. Denn staatliche Stellen setzen heu-
te bei Problemfamilien mehr und län-
ger auf ambulante Hilfen, bevor sie die
Kinder wegnehmen;

• da ein Platz in einem Heim für die Kom-
munen etwa vier- bis fünfmal teurer ist
als eine Unterbringung in einer Pflege-
familie mit Kosten zwischen 600 und
1000 Euro im Monat, ist der finanzielle
Druck groß, auch schwer gestörte Kin-
der in Pflegefamilien zu geben. „Die Ge-
fahr wächst, dass blind vermittelt wird“,
warnt Henrike Hopp, Gründungsmit-
glied der Bundesarbeitsgemeinschaft für
Kinder in Adoptiv- und Pflegefamilien
(Kiap);

• etliche Kommunen haben ihre Pflege-
kinderdienste abgeschafft, zum Beispiel
der Landkreis Verden in Niedersachsen.
Pflegeeltern und -kinder werden dann
beispielsweise vom Allgemeinen Sozia-
len Dienst mitversorgt. „Das ist, als ob
man mit einem Innenohrtumor nicht
zum Hals-Nasen-Ohrenarzt, sondern
zum Hausarzt geschickt wird“, kritisiert
Kiap-Krisenhelferin Birgit Nabert.
Norma Ritzerfeld, 34, Pflegemutter von

zwei Kleinkindern in Rostock, berichtet,
sie sei in weniger als drei Jahren von sieben

verschiedenen Jugendamtsmitarbeitern be-
treut worden. Etliche hätten wenige oder
gar keine Fachkenntnisse gehabt und vor-
her zum Beispiel nur mit Scheidungskin-
dern gearbeitet. Zudem seien Supervisio-
nen und Fortbildungen für Pflegeeltern ge-
strichen worden.

Zweimal, sagt Ritzerfeld, habe ihre fünf-
jährige Pflegetochter versucht, die jüngere
Schwester zu töten. Sie erzählt von „näch-
telangen, verzweifelten Gesprächen mit

Psychologen“, zu denen sie
auf eigene Initiative Kontakt
aufgenommen habe. Vom Ju-
gendamt seien nur lapidare
Tipps gekommen: „Die sag-
ten, ich solle die Kinder halt
öfter trennen.“ Ein Sprecher
der Stadt Rostock wies die
Vorwürfe zurück, räumte
aber ein, dass die „bislang
sehr individuelle Betreuung
von Pflegeeltern durch Spe-
zialkräfte“ nach Umstruk-
turierungen „so nicht mehr
möglich“ sei. 

„Traumatisierte Kinder tref-
fen in vielen Fällen auf über-
forderte, schlecht begleite-
te Pflegeeltern“, beschreibt
der Erziehungswissenschaftler
Jürgen Blandow die Lage. Im
neugegründeten Kompetenz-

Zentrum Pflegekinder in Berlin will er
künftig mit Forscherkollegen und Fach-
diensten wie „Pfiff“ aus Hamburg bundes-
weit Langzeit-Qualifizierungen für Jugend-
amtsmitarbeiter und Beratung für Kom-
munen anbieten: „Da stehen wir noch ganz
am Anfang.“

Wie gut ein Pflegekind in Deutschland
betreut wird, hängt bislang offenbar stark
davon ab, wo es wohnt. Nach einer Studie
des Instituts für Sozialpädagogische For-
schung in Mainz vom März war im Jahr
2005 eine Vollzeitkraft im Pflegekinder-
dienst im Landkreis Trier-Saarburg für 
151 Pflegekinder zuständig, im Kreis Bad
Dürkheim für 107 und in Ludwigshafen für
29. Wissenschaftler empfehlen 25 Kinder
pro Mitarbeiter.

Kommunen mit Negativrekorden ver-
sichern, inzwischen hätten sich die Fall-
Zahlen pro Fachkraft deutlich verringert.
Mit der aktuellen Quote von 76 Pflegekin-
dern auf eine Vollzeitstelle ließen sich die
gesetzlichen Aufgaben „gut erfüllen“, be-
hauptet Claus Potje, Sozialdezernent des
Landkreises Bad Dürkheim.

Johannes Rupp bezweifelt das. Der
Pfad-Landesvorsitzende in Rheinland-
Pfalz sagt, er kenne Pflegekinder, für die
der zuständige Jugendamtsmitarbeiter
„drei bis fünf Jahre lang“ nicht einmal den
Hilfeplan erstellt habe, mit dem mindes-
tens alle zwölf Monate die Entwicklung
des Kindes kontrolliert werden soll: „Man
kann nur beten, dass zufällig nichts Schlim-
mes passiert.“ Andrea Brandt
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Ex-Pflegeeltern Fritzsche: „Total blauäugig“ ins Familienexperiment
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